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Einleitung  

Warum soll man sich für die Lebensdarstellung eines pensionierten Bundesbeamten mit dem 
Rang eines Regierungsdirektors außer Diensten interessieren? Derartige Personen mit etwas 
gehobener Stellung gibt es in großer Anzahl, selbst solche, die dabei wie der zwischenzeitlich 
pensionierte Beamte, um den es nachfolgend geht, interessante Positionen im nationalen und 
internationalen Bereich eingenommen haben und schon deshalb durchaus bedeutsame 
Erfahrungen und mehr oder weniger tiefgreifende Erkenntnisse mitteilen könnten: Bei einem 
Bundesministerium, beim Generalsekretariat der UNO in New York und bei der EU-
Kommission in Brüssel. Dazu kommen Spezialaufgaben etwa bei der Juristenausbildung und 
die richterliche Tätigkeit bei der internationalen Gerichtsbarkeit, nämlich als Mitglied von 
Appeals Boards (Beschwerdeausschüssen) regionaler internationaler Organisationen. Auch die 
Zuständigkeit für die Gesetzgebung hauptsächlich im Bereich des Luftverkehrsrechts sollte 
durchaus Interesse erwecken, zumal diese Rechtsetzung einen wesentlichen Teil und rechtliche 
Grundlage für eine sehr erfolgreiche Liberalisierungspolitik darstellte. Zwar wird man diesen 
wohl doch bemerkenswerten und für den Betroffenen durchaus sehr befriedigenden Lebenslauf 
als etwas hervorgehoben einstufen können, aber letztlich gibt es zahlreiche bedeutsamere 
Positionen und Personen.  

Die angesichts dieser Tatsache wohl erforderliche Rechtfertigung für eine derartige Biographie, 
also die wirkliche Besonderheit des Lebenslaufs, ist denn auch etwas anders geartet: Diese 
Eigentümlichkeit liegt in der Darlegung der Gefährdung der politischen Freiheit in der 
Bundesrepublik Deutschland, dem nach Selbsteinstufung seiner maßgeblichen Repräsentanten 
„freiesten Staat der deutschen Geschichte“. Diese quasi-amtliche Haltung macht deutlich, daß 
die politische Freiheit für das bestehende Staatswesen in seinem Selbstverständnis von 
zentralem Gewicht ist. Deshalb sollten Gefährdungen und Beeinträchtigungen der politischen 
Freiheit von allgemeinem Interesse sein und daher einer darauf ausgerichteten Biographie eine 
hinreichende Rechtfertigung verschaffen. Zumindest wenn das amtliche Selbstverständnis ernst 
gemeint sein sollte und dann mehr als eine bloße Parole der Selbstbeweihräucherung darstellt.  

Anhand des Schicksals einer konkreten Person wird also dargelegt wie in dieser Bundesrepublik 
Deutschland insbesondere die Meinungsfreiheit, also der politische Pluralismus mit negativen 
Auswirkungen auf die Vereinigungsfreiheit und letztlich auf die Freiheit von Parlamentswahlen 
beeinträchtigt wird. Und zwar von politischen Kräften, die darauf ausgerichtet sind, „Toleranz“, 
„Vielfalt“ und „Weltoffenheit“ zu propagieren. Hauptinstrument zur Beschränkung der 
politischen Freiheit, wohlgemerkt in der Bundesrepublik Deutschland, stellt der 
„Verfassungsschutz“ dar und zwar sowohl im engeren Sinne einer behördlichen Einrichtung 
mit dieser Bezeichnung als auch in Form eines umfassenden nach Ansicht des Betroffenen 
staatsideologischen und letztlich zivilreligiösen Konzepts, das darauf gerichtet ist, ausgerechnet 
unter Berufung auf Demokratie den politischen Pluralismus „gegen rechts“ zu bekämpfen, zu 
beeinträchtigen und nach Möglichkeit letztlich abzuschaffen.  

Manchen etablierten Rezensenten mag sich dabei spontan aufdrängen: Ist doch gut so. Damit 
wird doch die Demokratie geschützt. Diese mögliche Reaktion, die jedoch ganz offensichtlich, 
sollte man meinen, im Kontrast zur ebenfalls schon fast offiziellen Parole steht, daß die Freiheit 
immer die Freiheit des Andersdenkenden ist, macht deutlich, wie mentalitätsprägend sich das 
für eine „liberale Demokratie des Westens“ sehr eigenartige bundesdeutsche Konstrukt einer 
sogenannten „wehrhaften Demokratie“ mit ihrem „Verfassungsschutz“ mittlerweile umgesetzt 
hat. Viele scheinen gar nicht in der Lage zu sein, den - bayerisch ausgedrückt - Schmarrn zu 



erkennen, der da häufig amtlich dargeboten wird. Deshalb darf jemand, der von der 
Beschränkung der politischen Freiheit betroffen ist wie dies für die BRD nahezu typisch 
erscheint, keine Hilfestellung insbesondere durch die sogenannte „freie Presse“ erwarten, die 
sich etwas anmaßend als die „vierte Gewalt“ versteht, womit sie vor allem ihren Machtanspruch 
zum Ausdruck bringt.  

Diese „freie Presse“ in der BRD, die im Schwerpunkt auf die Zeit der Lizenzierung durch das 
alliierte Militärregime der Nachkriegszeit zurückführt, als den Deutschen die richtige Freiheit 
zur Bekundung erwünschter Ideen mittels eines umfassenden Zensur- und 
Meinungskontrollsystems beigebracht werden sollte, begreift sich im Zweifel als verlängerter 
Arm oder als Vorfeld des sogenannten „Verfassungsschutzes“ und agiert und agitiert 
dementsprechend gegen Personen, die oppositionelle Auffassungen vertreten. Dabei geht es 
dieser „freien Presse“ selten um die Widerlegung oppositioneller Auffassungen. Dies zu tun 
wäre in einem freien Staat natürlich ihr Recht, wenn man will, sogar ihre Pflicht. Jedoch geht 
es dieser „vierten Gewalt“ skandalisierend dann doch nur um die Erhöhung des 
Verfolgungsdrucks: Nicht Freiheit ist für diese Presse von Interesse, sondern Teil der Macht zu 
sein.  

„Verfolgung“ meint nachfolgend dabei - wie dies konkret dargelegt wird - vor allem die 
Einleitung und Durchführung von Disziplinarverfahren gegen Beamte wegen bei Ausübung der 
Meinungsfreiheit rechtmäßig getätigter Äußerung von erkennbar unerwünschten 
Auffassungen, mit dem Ziel der politischen Einschüchterung, wenn nicht gar der beruflichen 
Existenzvernichtung. Die letztlich dabei verfolgten Meinungen und Auffassungen werden 
dabei natürlich nicht widerlegt, sondern Personen, welche Meinungsfreiheit ausüben, sollen 
staatlich in Form von disziplinarrechtlichen Verfolgungsmaßnahmen und sonstigen beruflichen 
Diskriminierungen politisch ausgeschaltet werden. Hauptzweck dieser Maßnahmen ist als 
Fortführung der alliierten Parteien- und Presselizenzierungspolitik, die den dabei etablierten 
politischen Kräften zugutekam und welche sich deshalb damit nachhaltig identifizieren, die 
Ausschaltung einer deutschen Rechtspartei. Politische Parteien waren in der sich mittlerweile 
über zwei Jahrhunderte hinziehenden deutschen Parteiengeschichte maßgeblich auf Personen 
angewiesen, die im öffentlichen Dienst tätig sind und die man als in der Regel für 
Regierungstätigkeit fachlich geeignetes Personal den Wählern als Parlamentskandidaten oder 
auch als Kandidaten für sonstige Wahlämter bis hin zum Regierungschef anbieten kann. 

Will man daher eine Partei, wie derzeit die Alternative für Deutschland (AfD), 
demokratiewidrig bei Wahrung eines demokratischen Anscheins ausschalten, dann bietet sich 
an, einer derartigen Partei den öffentlichen Dienst als Rekrutierung von Parteimitgliedern und 
aktiven Anhängern zu verwehren, indem man gegen entsprechende Beamte 
verfolgungspolitisch vorgeht. Nach der befremdlichen Logik auch von Gerichten soll diese 
Methodik natürlich überhaupt nicht gegen eine entsprechende Partei gerichtet sein: Es soll also 
kein „faktisches Parteiverbot“ bzw. Verbotsersatzsystem darstellen, das man praktiziert, weil 
man zumindest ahnt, daß ein förmliches Parteiverbot, insbesondere wenn die „Begründung“ für 
dieses sich lediglich auf eine „falsche“ Agenda wie etwa auf „revisionistische“ Auffassungen 
abstützt, eigentlich eine Diktaturmaßnahme darstellt, die dem bundesdeutschen 
Demokratieimage, vielleicht der zentrale Verfassungswert überhaupt, nicht so guttut.  

Zur Erhöhung der Wirkung dieser arglistigen Diskriminierungsmaßnahmen begnügt man sich 
deshalb nicht damit, nur gegen Beamte vorzugehen, die eine entsprechende Parteiaktivität 
aufweisen, sondern man geht schon gegen Personen vor, die etwa rechtmäßig in Zeitschriften 



veröffentlichen, die als Vorfeld oder Umfeld einer derartigen, möglicherweise nur potentiellen 
Partei angesehen werden könnten. Freiheit und Gleichheit sollen also schon präventiv für eine 
bestimmte politische Richtung abgeschafft werden, damit dem „mündigen Bürger“ der Mangel 
einer bestimmten Wahloption nicht wirklich auffällt. Es gibt dann einfach keinen Bedarf für 
einer Rechtspartei – so in etwa die Einlassung, die in Systemen einer Planwirtschaft verwandt 
wurde, um den Mangel an Produkten und Dienstleistungen hinweg zu erklären.  

Die biographische Darstellung dieses Verfolgungskomplexes hätte wohl keine hinreichende 
Bedeutung, würde dabei nicht auch aufgezeigt werden, wie man sich als Betroffener dagegen 
zur Wehr setzen kann. Und zwar durchaus mit einiger Erfolgsaussicht, wenn man sich dabei 
juristisch geschickt anstellt und auch etwas Glück hat. Grundvoraussetzung für einen derartigen 
Erfolg gegenüber entsprechenden Verfolgungs- und Diskriminierungsmaßnahmen stellt dabei 
allerdings die vielbeschworene Zivilcourage dar, wohl nicht zufällig ein fremdsprachlicher 
Begriff. Eine derartige Zivilcourage, also der Mut, gestützt auf sein zentrales Grundrecht, das 
erst durch Wahrnehmung seine Rechtswirkung entfaltet, dafür einzutreten, seine Meinung 
kundtun zu dürfen, auch wenn dies mächtigeren Personen und Institutionen mit 
Unterdrückungskompetenz nicht besonders gefällt, wird allerdings bei „rechts“ nicht als solche 
anerkannt. Da wird einem Verfolgten, der natürlich keiner ist, weil es in der BRD so etwas nicht 
geben kann, vielmehr „Unbelehrbarkeit“ vorgehalten, weil er auf seiner Meinung beharrt, da 
sie aus seiner Sicht doch nicht überzeugend widerlegt wäre. Zumal zivilreligiöse Verfolgung 
unter dem Vorwand eines disziplinarrechtlichen Verfahrens keine Widerlegung darstellen 
könne. Unvermeidbar ist dann auch ein Ausblick darauf, was getan werden müßte und auch 
getan werden könnte, um derartige Verfolgungsmaßnahmen für die Zukunft auszuschließen.  

Beim „Kampf ums Recht“ ist dabei nach Auffassung des Betroffenen die Verwirklichung einer 
normalen Demokratie in der Bundesrepublik Deutschland anzustreben. Diese „liberale 
Demokratie des Westens“ - so die Abgrenzung der bundesdeutschen Parteiverbotsdemokratie 
von normalen Demokratien durch das Bundesverfassungsgericht - liegt dann vor, wenn eine 
politisch rechte Position, die rechtmäßig vertreten und mit dem Wählervotum versehen 
durchgesetzt werden soll, ebenso als legitim akzeptiert wird wie eine unter denselben 
Voraussetzungen vertretene Position der sogenannten „Mitte“ oder eine Linksposition. Wenn 
also die biographisch dargestellten Verfolgungs- und Diskriminierungsmaßnahmen nicht 
stattgefunden hätten bzw. künftig derartige Maßnahmen nicht mehr stattfänden.  

Als Darstellungsmethodik der Biographie wird die Interviewform gewählt, die schon auf die 
Tradition Platonischer Dialoge zurückgeht. Diese Methodik hat den Vorteil, daß man 
unmittelbar die vorliegend interessierenden politischen Probleme anspricht und anderes, also 
insbesondere das eigentlich Private, nur insoweit erwähnt, als dies zum Verständnis der 
behandelten politischen Problematik, insbesondere zur Entwicklung politischer und damit 
verbundener Überzeugungen und der daraus sich ergebenden Motivationslage von Bedeutung 
ist - was dann doch einige als „sehr privat“ anzusprechende Aspekte wie etwa die Haltung zur 
Religion einschließt. Dessen ungeachtet geht es um eine politische Biographie, die zahlreiche 
Aspekte, die man von einer Biographie vielleicht erwartet, nicht behandelt, sondern allenfalls 
andeutet, welche aber einen Menschen insgesamt ausmachen wie insbesondere das 
Familienleben und rein privat gebliebene Bekanntschaften und Aktivitäten. So werden etwa bei 
der Erwähnung von einigen der doch zahlreichen Reisen dienstlicher und privater Art nur die 
politischen Aspekte genannt, nicht aber etwa, welche Naturerlebnisse, Erholungseffekte und 
sonstige Erlebnisse damit verbunden waren. Dies soll, und dabei ebenfalls mehr als Beispiel, 
nur erwähnt werden, um anzudeuten, daß aus fehlender Darstellung keine zu weitgehenden 



Schlüsse gezogen, insbesondere keine von manchen Interessierten geliebten 
Psychologisierungen vorgenommen werden sollten.  

Allerdings wird bei der politischen Biographie unvermeidbar das Berufsleben in einer zentralen 
Weise angesprochen. Zum einen, weil die politischen Diskriminierungen mit dem Beruf 
unauflöslich verbunden waren und zum anderen, weil der Betroffene seinen Beamtenberuf 
durchaus als politische Tätigkeit verstanden hat: Selbstverständlich nicht als eine 
parteipolitische, sondern den Gesetzesvorschriften und dem von der Monarchie übernommenen 
Konzept des meritokratischen Berufsbeamtentums entsprechend als der Allgemeinheit dienend 
und zwar in der Weise, daß damit durchaus gegenüber dem eigentlichen parteipolitischen 
Prozess im Interesse des Allgemeinwohls die Sachgerechtigkeit gewahrt und politische Ziele, 
für die sich die eigentliche Politik entschieden hat, mögen sie auch problematischer Art sein, 
verfassungskonform und rechtsförmig umgesetzt werden und dann auch in einer effektiven und 
sachgerechten Weise. Nur letzteres vermag die Steuererhebung durch den Staat zu 
rechtfertigen. Durch die Tätigkeit und Funktion des höheren Beamtendienstes wird vor allem 
auch sichergestellt, daß die Krise einer sogenannten Regierungspartei und deren unzulängliches 
Personal unter Einschluss mancher Minister nicht von vornherein zu einer Staatskrise ausarten.  

Die weitgehende Beschränkung auf politische Aspekte des Lebenslaufes hat für mich als 
Betroffenen den Vorteil, daß insoweit doch noch eine größere Erinnerung besteht als in den 
mehr privaten Bereichen des Lebens. Daß aber selbst die Erinnerung an die berufliche Tätigkeit 
lückenhaft ist, ist mir bei der Sichtung der Akten vor Durchführung der Interviewteile bewußt 
geworden. In einem der Dienstzeugnisse, das vom 26.09.2003 datiert, sind meine 
Tätigkeitsbereiche im Bewertungszeitraum ziemlich konkret aufgeführt, was häufig mehr 
abstrakt beschrieben ist. Bei dieser vom ebenfalls immer wieder wechselnden Schema 
abweichenden Vorgehensweise der dienstlichen Beurteilung ist mir erst wieder bewußt 
geworden, daß ich den luftverkehrsrechtlichen Teil des Terrorismusbekämpfungsgesetzes – 
deutsche Reaktion auf „September Eleven“ des Jahres 2001 – federführend erarbeitet habe und 
auch die Problematik der „unruly passenger“, die dadurch gelöst werden sollte, daß der 
Luftfahrzeugführer mit polizeilichen Befugnissen beliehen wurde, eine Regelung, die dann ins 
Luftsicherheitsgesetz übernommen wurde. Auch die Neufassung der 
Zuverlässigkeitsüberprüfungsverordnung war danach meine Aufgabe. Ich muß zugeben, daß 
ich mich an diesen sicherheitsrechtlichen Tätigkeitsbereich, der gewiß als sehr bedeutsam 
eingestuft werden muß, nur sehr allgemein erinnere. Wahrscheinlich liegt dies auch daran, daß 
bei diesem Komplex inhaltlich das Fachreferat Wesentliches beigesteuert hat.  

Hier wirkt sich aus, daß der Betroffene kein Tagebuch geführt hat, was durchaus auch auf den 
Wunsch zurückzuführen ist, vergessen zu wollen. Diese Methodik habe ich mir auch aus 
dienstlichem Interesse antrainiert, um gar nicht erst in die Versuchung zu kommen, 
dienstpflichtwidrig behördliche Interna mitzuteilen. Trotzdem könnte ich da schon einiges 
offenbaren, was sicherlich das Interesse an der Biographie erhöhen würde, aber ich könnte es 
abgesehen von der rechtlichen Verpflichtung, an die ich mich gebunden sehe, aufgrund des 
Vergessens nicht mehr in einer überzeugenden Weise und dies wäre dann auch unvermeidlich 
irrtumsbehaftet.  

Allerdings kann im Zeitalter der Informationsfreiheitsgesetze doch einiges mehr mitgeteilt 
werden als früher als zulässig eingestuft worden wäre, weil sich in der Tat die Frage stellt, was 
da eigentlich im Allgemeininteresse vertraulich bleiben müßte: wohl sehr viel weniger als wohl 
immer noch angenommen wird, zumindest soweit dies insbesondere aufgrund Zeitablaufs keine 



konkrete Bedeutung mehr für anstehende Entscheidungen von Regierung und Verwaltung hat. 
Davon gehen die Beamtengesetze durchaus aus, wenn danach von der 
Verschwiegenheitspflicht Tatsachen ausgenommen sind, die „ihrer Bedeutung nach keiner 
Geheimhaltung bedürfen“. Was das ist, hat allerdings ein Beamter auf sein Risiko selbst zu 
entscheiden und es gibt dazu in der Kommentarliteratur nur den Hinweis, daß mit dem 
Bekanntwerden keine öffentlichen oder privaten Belange beeinträchtigt werden dürfen: 
Maßstab hierfür erscheint mir das Vorliegen der Gründe, welche eine Behörde rechtlich 
zwingen, einen Anspruch nach den Informationsfreiheitsgesetzen ablehnen zu müssen. Soweit 
jedoch ein Informationsanspruch besteht, kann von „offenkundigen Tatsachen“ ausgegangen 
werden. Dies trifft natürlich erst recht zu, wenn es sich um Vorgänge handelt, die ohnehin der 
Öffentlichkeit bekannt sind.  

Keine Verschwiegenheitsverpflichtung besteht bei dienstrechtlichen Entscheidungen, bei 
denen ein Beamter selbst Adressat ist, weil dabei die persönliche grundrechtsbezogene 
Rechtstellung betroffen ist und nicht die funktionale Tätigkeit, die als Sonderrechtsverhältnis 
beschrieben wird und als solche keine Grundrechtsausübung darstellt. Zu den 
grundrechtsrelevanten behördlichen Entscheidungen zählen vor allem dienstrechtliche 
Verfolgungsmaßnahmen, weil man hierbei rechtlich als Außenstehender in Erscheinung tritt, 
der dabei die Gerichtsbarkeit in Anspruch nehmen kann, ohne dafür etwa eine behördliche 
Erlaubnis oder auch nur eine Aussagegenehmigung einholen zu müssen, was ein Beamter bei 
eigentlicher dienstlicher Tätigkeit nicht tun kann. Die verfassungsrechtlich gewährleistete 
Möglichkeit zur Beschreitung des Rechtswegs bei personalrechtlicher Betroffenheit ist der 
Öffentlichkeit der Gerichtsverfahren, die deren Rechtsstaatlichkeit sicherstellen soll, 
zuzuordnen, was auch dann gilt, wenn der Rechtsweg nicht in Anspruch genommen wurde.  

Hinzu kommt, daß bei den biographisch behandelten Diskriminierungsmaßnahmen zum einen 
das verantwortliche Ministerium aufgrund Presseanfragen und zum anderen die ehemalige 
DDR-Diktaturpartei durch Bundestagsanfragen - wie gleich im 1. Kapitel behandelt wird - die 
Öffentlichkeit bereits hergestellt haben und es liegen auch abrufbare Gerichtsentscheidungen, 
etwa eine des Bundesverwaltungsgerichts und zwei des Bundesverfassungsgerichts vor, denen 
die dienstrechtlichen Vorfälle - wenngleich anonymisiert - zu entnehmen sind. Deshalb liegt 
mit der Darlegung der abgeschlossenen Verfolgungsmaßnahmen durch den Betroffenen keine 
dem Beamten prinzipiell verbotene „Flucht in die Öffentlichkeit“ vor. Die Darstellung der 
beruflichen Tätigkeiten, aber auch in sonstigen Bereichen, erfolgt in einer generalisierten und 
eher abstrakten Weise. Bei der Beantwortung der diesbezüglichen Fragen wird weitgehend von 
der namentlichen Benennung von Personen abgesehen, sondern es wird überwiegend lediglich 
deren Funktion mitgeteilt, was dem Kundigen gelegentlich die Identifizierung ermöglichen 
könnte, wobei allerdings die handelnden Personen mit vielleicht einer Ausnahme nicht mehr 
ihre damalige Tätigkeit ausüben, sofern sie überhaupt noch aktiv dienstlich tätig sind. Diese 
Anonymisierung soll zum einem dem Persönlichkeitsrecht gerecht werden, zum anderen will 
der Betroffene bei einigen Personen diese nicht durch namentliche Erwähnung zu einer 
gewissermaßen historischen Größe verhelfen, die sie nicht verdienen, insbesondere wenn dabei, 
wie gegenüber Personen, die sich maßgeblich als Verfolgungspersonal betätigt haben, 
gemessen an den amtlichen Demokratie- und Freiheitsbekundungen ein bestimmtes negatives 
Gefühl diesen gegenüber nicht zu vermeiden ist.  

Auf die Aspekte der politischen Verfolgung (auf die Berechtigung dieses Begriffs wird noch 
eingegangen) kann der Betroffene erinnerungsmäßig anhand von Dokumenten wie 
umfangreichen Personal- und Gerichtsakten und seiner Veröffentlichungen und abgestützt auf 



diese zurückgreifen. Trotzdem stellt sich auch hier das generelle Problem einer Autobiographie: 
Die Erinnerung geschieht in der Gegenwart und muß mit dem Vergangenen nicht wirklich 
identisch sein, sondern stellt sich unvermeidlich, wenngleich unbewußt, als gefiltert dar, weil 
die Erinnerung immer bewertend geschieht: Was ist überhaupt wert erinnert zu werden? Dabei 
können sich die Bewertungsmaßstäbe im Laufe des Lebens doch etwas, bei einigen sogar 
grundlegend, gewandelt haben. Aber mit dieser menschlichen Unzulänglichkeit wird man sich 
abfinden müssen und der Betroffene ist dabei bestrebt, schon weil ihm seine Unzulänglichkeit 
bewußt ist, keine falschen Darstellungen zu bringen.  

Wie man wohl schon erkennen kann, liegt nachfolgend keine übliche Vorgehensweise bei 
Abfassung einer Autobiographie vor. Einer üblichen Darstellung entspricht am ehesten noch 
das 2. Kapitel, das Herkunft, Ausbildung und berufliche Tätigkeit behandelt, wobei das wirklich 
Persönliche wie etwa die Schilderung des Verhältnisses zu Eltern und Geschwistern oder 
zahlreichen anderen Personen auf privat gebliebener Ebene wie mit den ehemaligen 
Mitschülern weitgehend ausgeblendet wird. Als 1. Kapitel wird die Aufführung der 
disziplinarrechtlichen Verfolgungs- und beruflichen Diskriminierungsmaßnahmen 
vorgeschaltet, weil diese überhaupt die Rechtfertigung für die vorliegende biographische 
Darstellung ergeben. Diese Verfolgungsmaßnahmen werden dann im 5. Kapitel wieder 
aufgegriffen, bei dem es darum geht, wie man derartige Maßnahmen einordnen soll und vor 
allem wie man sich dagegen weitgehend erfolgreich zur Wehr setzen kann. 
Dazwischengeschaltet werden mit dem 3. Kapitel die eigentlichen Aktivitäten parteipolitischer 
Art und derartigen Aktivitäten vorgeschalteter Art wie die Tätigkeit als politischer Schriftsteller 
und Vortragender zu politischen Themen. Dies wird mit dem 4. Kapitel inhaltlich durch die 
Darlegung der grundlegenden politischen und damit bei dem Betroffenen verbundenen 
weltanschaulichen Auffassungen ergänzt. Die Darlegung derartiger Auffassungen in 
Zeitschriften, die amtlich aus ideologie-politischen Gründen diskriminiert wurden, hat letztlich 
zu den politischen Verfolgungsmaßnahmen disziplinarrechtlicher Art und damit verbundenen 
weiteren politischen Diskriminierungen im „freiesten Staat der deutschen Geschichte“ geführt.  

Abgeschlossen wird diese politische Biographie im 6. Kapitel mit einem Ausblick, was zu tun 
wäre, damit die Bundesrepublik Deutschland ihrem Versprechen, der freieste Staat der 
deutschen Geschichte zu sein, bei Berücksichtigung menschlicher Unzulänglichkeiten, 
vielleicht doch noch gerecht zu werden vermag. Dabei sind die Schlußfolgerungen, die der 
betroffene Beamte aus seiner Lebenserfahrung zieht, konkret auf die Oppositionspartei 
Alternative für Deutschland (AfD) ausgerichtet, weil diese Partei derzeit von den Maßnahmen 
betroffen ist, welchen auch ich als Beamter ausgesetzt war. Deshalb könnte diese Partei und 
deren Anhänger derzeit auch am meisten von den nachfolgend mitgeteilten Erkenntnissen 
profitieren und dies im allgemeinen Interesse der politischen Freiheit in der Bundesrepublik 
Deutschland.  

Für die aus Sicht des Betroffenen zufriedenstellende Darlegung trägt sicherlich bei, daß als 
Interviewpartner ein erfahrener ehemaliger Journalist des Deutschlandfunks gewonnen werden 
konnte, dem ich deshalb sehr zu Dank verpflichtet bin: Er hat mir auch längere Antworten 
gestattet, mich also gewissermaßen aussprechen lassen.  

 

Massing im Juni 2024  

Josef Schüßlburner 



 

 

 

 

 

 


